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Ergänzende rechtliche Grundlagen (in Auszügen) 
 

TVöD für den Bereich Verwaltung (TVöD-V) 
vom 07.02.2006 in der Fassung der Änderungsvereinbarung Nr. 18 vom 01.08.2023 

 
§ 25 Altersversorgung 
 
Die Beschäftigten haben Anspruch auf Versicherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe des Tarifvertrages über die 
betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag 
Altersversorgung – ATV) bzw. des Tarifvertrages über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes – Altersvorsorge-TV-Kommunal – (ATV-K) in ihrer jeweils geltenden Fassung. 
 
 
 

Tarifvertrag über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes - 
Altersvorsorge-TV-Kommunal - (ATV-K) 

vom 01.03.2002 in der Fassung des Änderungstarifvertrags Nr. 8 vom 10.11.2021 
 
Präambel 
 
1Die Tarifvertragsparteien haben sich – auch in Ausfüllung des Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts vom 22. März 2000 (1 BvR 1136/96) – am 13. November 2001 auf eine 
grundlegende Reform der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes geeinigt, um deren 
Zukunftsfähigkeit zu sichern; der Altersvorsorgeplan 2001 vom 13. November 2001 ist zugleich 
Geschäftsgrundlage dieses Tarifvertrages. 
 
2Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit Ablauf des 31. Dezember 2000 geschlossen und 
durch ein Punktemodell ersetzt, in dem entsprechend den nachfolgenden Regelungen diejenigen 
Leistungen zugesagt werden, die sich ergeben würden, wenn eine Gesamt-Beitragsleistung von  
vier v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts vollständig in ein kapitalgedecktes System 
eingezahlt würde.  
 
3Das Jahr 2001 wird im Rahmen des Übergangsrechts berücksichtigt. 
 
4Bei den Zusatzversorgungseinrichtungen kann als Leistung der betrieblichen Altersversorgung auch 
eine zusätzliche kapitalgedeckte Altersvorsorge durch eigene Beiträge unter Inanspruchnahme der 
steuerlichen Förderung durchgeführt werden. 
 
§ 16 Umlagen  
 
(1) 1Von der Zusatzversorgungseinrichtung festgesetzte monatliche Umlagen in Höhe eines 
bestimmten Vomhundertsatzes des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts der Beschäftigten 
(Umlagesatz) führt der Arbeitgeber – ggf. einschließlich des von der/von dem Beschäftigten zu 
tragenden Umlage-Beitrags – an die Zusatzversorgungseinrichtung ab. 2Entsprechendes gilt für einen 
zusätzlichen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeitrag nach § 15a. 3Die Umlage-Beiträge und einen 
zusätzlichen Arbeitnehmerbeitrag der Beschäftigten behält der Arbeitgeber von deren Arbeitsentgelt 
ein. 4Bei Pflichtversicherten bleiben die am 1. November 2001 geltenden Vomhundertsätze für die 
Erhebung der Umlage-Beiträge bei der jeweiligen Zusatzversorgungseinrichtung maßgebend, soweit 
sich aus § 37a nichts anderes ergibt. 5§ 15a bleibt unberührt.  
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(2) Der Arbeitgeber hat die auf ihn entfallende Umlage bis zu einem Betrag von monatlich 89,48 Euro 
pauschal zu versteuern, solange die Pauschalversteuerung rechtlich möglich ist. 
  
(3) 1Die auf die Umlage entfallenden Pflichtversicherungszeiten und die daraus erworbenen 
Versorgungspunkte sind von der Zusatzversorgungseinrichtung auf einem personenbezogenen 
Versorgungskonto zu führen (Versorgungskonto I); umfasst sind auch Aufwendungen und 
Auszahlungen. 2Das Weitere regelt die Satzung der Zusatzversorgungseinrichtung. 
 
 
Protokollerklärung: 
Für den Fall, dass die pauschal versteuerte Umlage über den am 1. Januar 2001 geltenden Umfang 
hinaus in der Sozialversicherung beitragspflichtig werden sollte, werden die Tarifvertragsparteien 
unverzüglich Verhandlungen aufnehmen mit dem Ziel, ein dem Zweck der Pauschalversteuerung 
entsprechendes Ergebnis zu erreichen. 
 
 
 

Einkommensteuergesetz (EStG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.10.2009, das zuletzt durch Artikel 29 G des Gesetzes vom 

04.02.2026 geändert worden ist 

§ 3 (Auszug) 

Steuerfrei sind  
 
56.  1Zuwendungen des Arbeitgebers nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 aus dem ersten 

Dienstverhältnis an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung, bei der eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditäts- oder 
Hinterbliebenenversorgung entsprechend § 82 Absatz 2 Satz 2 vorgesehen ist, soweit diese 
Zuwendungen im Kalenderjahr 2 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung nicht übersteigen. 2Der in Satz 1 genannte Höchstbetrag erhöht sich ab 
1. Januar 2020 auf 3 Prozent und ab 1.  Januar 2025 auf 4 Prozent der 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. 3Die Beträge nach den 
Sätzen 1 und 2 sind jeweils um die nach § 3 Nr. 63 Satz 1, 3 oder Satz 4 steuerfreien Beträge zu 
mindern; 

 

63. 1Beiträge des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstverhältnis an einen Pensionsfonds, eine 
Pensionskasse oder für eine Direktversicherung zum Aufbau einer kapitalgedeckten 
betrieblichen Altersversorgung, bei der eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditäts- 
oder Hinterbliebenenversorgungsleistungen entsprechend § 82 Absatz 2 Satz 2 vorgesehen ist, 
soweit die Beiträge im Kalenderjahr 8 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung nicht übersteigen. 2Dies gilt nicht, soweit der Arbeitnehmer 
nach § 1a Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes verlangt hat, dass die Voraussetzungen für eine 
Förderung nach § 10a oder Abschnitt XI erfüllt werden. 3Aus Anlass der Beendigung des 
Dienstverhältnisses geleistete Beiträge im Sinne des Satzes 1 sind steuerfrei, soweit sie 4 Prozent 
der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung, vervielfältigt mit der 
Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhältnis des Arbeitnehmers zu dem Arbeitgeber 
bestanden hat, höchstens jedoch zehn Kalenderjahre, nicht übersteigen. 4Beiträge im Sinne des 
Satzes 1, die für Kalenderjahre nachgezahlt werden, in denen das erste Dienstverhältnis ruhte 
und vom Arbeitgeber im Inland kein steuerpflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde, sind 
steuerfrei, soweit sie 8 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
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Rentenversicherung, vervielfältigt mit der Anzahl dieser Kalenderjahre, höchstens jedoch zehn 
Kalenderjahre, nicht übersteigen. 

 

§ 19 Abs. 1 

(1) 1Zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit gehören 
1.  Gehälter, Löhne, Gratifikationen, Tantiemen und andere Bezüge und Vorteile für eine 

Beschäftigung im öffentlichen oder privaten Dienst; 
1a. 1Zuwendungen des Arbeitgebers an seinen Arbeitnehmer und dessen Begleitpersonen 

anlässlich von Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem Charakter 
(Betriebsveranstaltung). 2Zuwendungen im Sinne des Satzes 1 sind alle Aufwendungen des 
Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer unabhängig davon, ob sie einzelnen 
Arbeitnehmern individuell zurechenbar sind oder ob es sich um einen rechnerischen Anteil 
an den Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für 
den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung aufwendet. 3Soweit solche Zuwendungen 
den Betrag von 110 Euro je Betriebsveranstaltung und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht 
übersteigen, gehören sie nicht zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, wenn die 
Teilnahme an der Betriebsveranstaltung allen Angehörigen des Betriebs oder eines 
Betriebsteils offensteht. 4Satz 3 gilt für bis zu zwei Betriebsveranstaltungen jährlich. 5Die 
Zuwendungen im Sinne des Satzes 1 sind abweichend von § 8 Absatz 2 mit den anteilig auf 
den Arbeitnehmer und dessen Begleitpersonen entfallenden Aufwendungen des 
Arbeitgebers im Sinne des Satzes 2 anzusetzen; 

2.  Wartegelder, Ruhegelder, Witwen- und Waisengelder und andere Bezüge und Vorteile aus 
früheren Dienstleistungen, auch soweit sie von Arbeitgebern ausgleichspflichtiger Personen 
an ausgleichsberechtigte Personen infolge einer nach § 10 oder § 14 des 
Versorgungsausgleichsgesetzes durchgeführten Teilung geleistet werden; 

3.  1laufende Beiträge und laufende Zuwendungen des Arbeitgebers aus einem bestehenden 
Dienstverhältnis an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine 
Direktversicherung für eine betriebliche Altersversorgung. 2Zu den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit gehören auch Sonderzahlungen, die der Arbeitgeber neben den 
laufenden Beiträgen und Zuwendungen an eine solche Versorgungseinrichtung leistet, mit 
Ausnahme der Zahlungen des Arbeitgebers 
a) zur erstmaligen Bereitstellung der Kapitalausstattung zur Erfüllung der 

Solvabilitätskapitalanforderung nach den §§ 89, 213, 234g oder 238 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

b) zur Wiederherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung nach unvorhersehbaren 
Verlusten oder zur Finanzierung der Verstärkung der Rechnungsgrundlagen auf Grund 
einer unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden Änderung der Verhältnisse, 
wobei die Sonderzahlungen nicht zu einer Absenkung des laufenden Beitrags führen oder 
durch die Absenkung des laufenden Beitrags Sonderzahlungen ausgelöst werden dürfen, 

c) in der Rentenbezugszeit nach § 236 Absatz 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder 
d) in Form von Sanierungsgeldern; 
Sonderzahlungen des Arbeitgebers sind insbesondere Zahlungen an eine Pensionskasse 
anlässlich 
a)  seines Ausscheidens aus einer nicht im Wege der Kapitaldeckung finanzierten 

betrieblichen Altersversorgung oder 
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b)  des Wechsels von einer nicht im Wege der Kapitaldeckung zu einer anderen nicht im 
Wege der Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen Altersversorgung. 

3Von Sonderzahlungen im Sinne des Satzes 2 zweiter Halbsatz Buchstabe b ist bei laufenden 
und wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf nur auszugehen, 
soweit die Bemessung der Zahlungsverpflichtungen des Arbeitgebers in das 
Versorgungssystem nach dem Wechsel die Bemessung der Zahlungsverpflichtung zum 
Zeitpunkt des Wechsels übersteigt. 4Sanierungsgelder sind Sonderzahlungen des 
Arbeitgebers an eine Pensionskasse anlässlich der Systemumstellung einer nicht im Wege 
der Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen Altersversorgung auf der Finanzierungs- oder 
Leistungsseite, die der Finanzierung der zum Zeitpunkt der Umstellung bestehenden 
Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften dienen; bei laufenden und 
wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf ist nur von 
Sanierungsgeldern auszugehen, soweit die Bemessung der Zahlungsverpflichtungen des 
Arbeitgebers in das Versorgungssystem nach der Systemumstellung die Bemessung der 
Zahlungsverpflichtung zum Zeitpunkt der Systemumstellung übersteigt. 

2Es ist gleichgültig, ob es sich um laufende oder um einmalige Bezüge handelt und ob ein 
Rechtsanspruch auf sie besteht. 

§ 40b Pauschalierung der Lohnsteuer bei bestimmten Zukunftssicherungsleistungen* 

(1) Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von den Zuwendungen zum Aufbau einer nicht 
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an eine Pensionskasse mit einem Pauschsteuersatz 
von 20 Prozent der Zuwendungen erheben. 
 
(2) 1Absatz 1 gilt nicht, soweit die zu besteuernden Zuwendungen des Arbeitgebers für den 
Arbeitnehmer 1 752 Euro im Kalenderjahr übersteigen oder nicht aus seinem ersten Dienstverhältnis 
bezogen werden. 2Sind mehrere Arbeitnehmer gemeinsam in der Pensionskasse versichert, so gilt als 
Zuwendung für den einzelnen Arbeitnehmer der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten 
Zuwendungen durch die Zahl der begünstigten Arbeitnehmer ergibt, wenn dieser Teilbetrag 1 752 
Euro nicht übersteigt; hierbei sind Arbeitnehmer, für die Zuwendungen von mehr als 2 148 Euro im 
Kalenderjahr geleistet werden, nicht einzubeziehen. 3Für Zuwendungen, die der Arbeitgeber für den 
Arbeitnehmer aus Anlass der Beendigung des Dienstverhältnisses erbracht hat, vervielfältigt sich der 
Betrag von 1 752 Euro mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhältnis des 
Arbeitnehmers zu dem Arbeitgeber bestanden hat; in diesem Fall ist Satz 2 nicht anzuwenden. 4Der 
vervielfältigte Betrag vermindert sich um die nach Absatz 1 pauschal besteuerten Zuwendungen, die 
der Arbeitgeber in dem Kalenderjahr, in dem das Dienstverhältnis beendet wird, und in den sechs 
vorangegangenen Kalenderjahren erbracht hat. 
 
(3) Von den Beiträgen für eine Unfallversicherung des Arbeitnehmers kann der Arbeitgeber die 
Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 20 Prozent der Beiträge erheben, wenn mehrere 
Arbeitnehmer gemeinsam in einem Unfallversicherungsvertrag versichert sind und der Teilbetrag, der 
sich bei einer Aufteilung der gesamten Beiträge nach Abzug der Versicherungssteuer durch die Zahl 
der begünstigten Arbeitnehmer ergibt, 100 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt. 
 
(4) In den Fällen des § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Satz 2 hat der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit 
einem Pauschsteuersatz in Höhe von 15 Prozent der Sonderzahlungen zu erheben. 
 
(5) § 40 Absatz 3 ist anzuwenden. ²Die Anwendung des § 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 auf Bezüge im 
Sinne des Absatzes 1, des Absatzes 3 und des Absatzes 4 ist ausgeschlossen. 
 
* (40) 1§ 40b Absatz 1 und 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung ist weiter anzuwenden auf Beiträge für eine Direktversicherung des 
Arbeitnehmers und Zuwendungen an eine Pensionskasse, wenn vor dem 1. Januar 2018 mindestens ein Beitrag nach § 40b Absatz 1 und 2 in einer 
vor dem 1. Januar 2005 geltenden Fassung pauschal besteuert wurde. 
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Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) 
vom 21.12.2006, zuletzt geändert durch Artikel 11 der Verordnung vom 16.01.2026 

 
 
§ 1 Dem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt nicht zuzurechnende Zuwendungen 
(Auszug) 
 
(1) Dem Arbeitsentgelt sind nicht zuzurechnen:  
4. Beiträge nach § 40b des Einkommensteuergesetzes in der am 31. Dezember 2004 geltenden 

Fassung, die zusätzlich zu Löhnen und Gehältern gewährt werden; dies gilt auch für darin 
enthaltene Beiträge, die aus einer Entgeltumwandlung (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Betriebsrentengesetzes) stammen, 

4a.  Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes, die zusätzlich zu 
Löhnen und Gehältern gewährt werden und für die Satz 3 und 4 nichts Abweichendes 
bestimmen, 

9.  steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds oder Direktversicherungen nach 
§ 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 sowie § 100 Absatz 6 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes im 
Kalenderjahr bis zur Höhe von insgesamt 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung; dies gilt auch für darin enthaltene Beträge, die aus einer 
Entgeltumwandlung (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 des Betriebsrentengesetzes) stammen, 

Dem Arbeitsentgelt sind die in Satz 1 Nummer 1 bis 4a, 9 bis 11, 13, 15 und 16 genannten Einnahmen, 
Zuwendungen und Leistungen nur dann nicht zuzurechnen, soweit diese vom Arbeitgeber oder von 
einem Dritten mit der Entgeltabrechnung für den jeweiligen Abrechnungszeitraum lohnsteuerfrei 
belassen oder pauschal besteuert werden. Die Summe der in Satz 1 Nr. 4a genannten Zuwendungen 
nach § 3 Nr. 56 und §40b des Einkommensteuergesetzes, die vom Arbeitgeber oder von einem Dritten 
mit der Entgeltabrechnung für den jeweiligen Abrechnungszeitraum lohnsteuerfrei belassen oder 
pauschal besteuert werden, höchstens jedoch monatlich 100 Euro, sind bis zur Höhe von 2,5 Prozent 
des für ihre Bemessung maßgebenden Entgelts dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, wenn die 
Versorgungsregelung mindestens bis zum 31. Dezember 2000 vor der Anwendung etwaiger 
Nettobegrenzungsregelungen eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung von mindestens 
75 Prozent des gesamtversorgungsfähigen Entgelts und nach dem Eintritt des Versorgungsfalles eine 
Anpassung nach Maßgabe der Entwicklung der Arbeitsentgelte im Bereich der entsprechenden 
Versorgungsregelung oder gesetzlicher Versorgungsbezüge vorsieht; die dem Arbeitsentgelt 
zuzurechnenden Beiträge und Zuwendungen vermindern sich um monatlich 13,30 Euro. Satz 3 gilt mit 
der Maßgabe, dass die Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes dem 
Arbeitsentgelt insoweit zugerechnet werden, als sie in der Summe monatlich 100 Euro übersteigen. 


